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Gemeindefinanzbericht 2011 des Gemeindetags 
Konnexität muss laufen lernen 
Stuttgart Die aktuellen Zahlen zur finanziellen Situation von Städten und Gemeinden in Baden-Württemberg bestätigen den bereits vor einem Jahr vom Gemeindetag prognostizierten Trend. Der Wirtschaftsaufschwung sorgt dafür, dass auch die Gewerbesteuereinnahmen, die wichtigste Einnahmequelle der Kommunen, wieder steigen. Neue Aufgaben akzeptieren die Kommunen nur unter einer Bedingung: Die grün-rote Landesregierung muss das Grundprinzip der Konnexität in ihren politischen Entscheidungen auch tatsächlich umsetzen. Einen Überblick über die aktuelle Finanzsituation der Städte und Gemeinden präsentierte der Gemeindetag Baden-Württemberg heute in Stuttgart bei der Vorstellung seines jährlichen Gemeindefinanzberichtes. 
Finanzierungssaldo bewegt sich in Richtung schwarze Null 
Dank der wachsenden Steuereinnahmen zeigt sich der kommunale Finanzierungssaldo, die Differenz zwischen den kommunalen Einnahmen und Ausgaben, freundlicher als noch im Vorjahr erwartet. Langsam klettert er von minus 781 Mio. Euro im Jahr 2010 in Richtung Ausgeglichenheit auf minus 137 Mio. Euro (siehe Grafik Finanzierungssaldo der Gemeinden/ Gemeindeverbände). Da aber die Ausgaben der Kommunen 2011 weiter ansteigen, wird der Finanzierungssaldo in diesem Jahr die Null-Marke voraussichtlich nicht überspringen. Allein die Sozialausgaben werden sich in Baden-Württemberg um 180 Mio. Euro erhöhen, und auch die Personalausgaben, unter anderem im Bereich Bildung und Betreuung, schlagen 2011 mit rund 150 Mio. Euro mehr zu Buche. 

Dass der Finanzierungssaldo in diesem Jahr besser ausfällt als 2010 noch vom Gemeindetag prognostiziert, hat verschiedene Gründe: Von den gestiegenen Steuereinnahmen und Schlüsselzuweisungen des Landes in der zweiten Jahreshälfte 2010, über Einsparungen der Kommunen bei den Kosten für Sachaufwand, wie beispielsweise die Instandhaltung und Bewirtschaftung von Gebäuden, bis hin zu geringeren Investitionen sowie Mehreinahmen aus dem Verkauf von 
kommunalem Vermögen. Auch in diesem Jahr werden die Investitionen der Kommunen um ca. 300 Mio. Euro zurückgehen, da das Konjunkturpaket II ausläuft, und die Rathäuser vorerst keine Möglichkeiten für weitere, eigene Investitionen sehen. 
Bei anhaltender Konjunktur könnte der Finanzierungssaldo 2012 zum ersten Mal seit 2008 wieder in den positiven Bereich bis zu plus 900 Millionen Euro anwachsen. Gemeindetagspräsident Kehle warnt allerdings vor zu schneller Euphorie und verweist auf die Risiken für die Konjunktur: „Niemand kann im Moment voraussagen, wie sich beispielsweise die Folgen der Finanzkrisen in Griechenland und Italien auswirken werden, oder wie viel die Energiewende kosten wird.“ 
Gewerbesteuereinahmen steigen – Konjunkturabhängigkeit muss verringert werden

Zu verdanken ist der aktuelle Zuwachs bei den Steuereinnahmen fast vollständig der Erholung der Gewerbesteuer. Diese steigt von 2010 auf 2011 um 900 Mio. Euro (plus 24 Prozent). Und obwohl es keine bessere Alternative dazu gibt, sehen die Finanzexperten des Gemeindetags durchaus Möglichkeiten, ihre Haupteinnahmequelle noch zu optimieren. Die „ideale“ Gewerbesteuer müsse so modifiziert werden, dass auch Freiberufler und Selbständige mit einbezogen werden. Durch die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage würde sich die Konjunkturabhängigkeit verringern. Für die Selbständigen und Freiberufler würden sich keine Nachteile ergeben, weil sie ihre Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer anrechnen könnten.
Gemeindefinanzkommission: Klarer Erfolg für Kommunen
Die Ergebnisse der Gemeindefinanzkommission auf Bundesebene sind für den Gemeindetag eine Bestätigung seiner Position: Zum einen haben sich die kommunalen Argumente für den Erhalt der Gewerbesteuer gegen die vom Bund favorisierten alternativen Steuermodelle durchgesetzt. Zum anderen übernimmt der Bund mit der Finanzierung der Grundsicherung im Alter einen Teil der weiter steigenden Sozialausgaben. Die Themen gehen Bund und Kommunen in ihren Gesprächsrunden aber noch lange nicht aus. „Das ist zwar ein Etappensieg, auf den wir stolz sein können, die ganze „Tour der Finanzen“ haben wir aber noch nicht für uns entschieden“, erklärt Roger Kehle. Die kommunale Finanzlage könne sich bundesweit nur verbessern, wenn die Ausgaben weiter reduziert werden, denn seit der Wiedervereinigung haben sich die Sozialausgaben auf einen Stand von aktuell rund 43 Milliarden Euro fast verdoppelt. Gerade die Kommunen finanzieren Ausgaben, die keineswegs allein ihrem Zuständigkeitsbereich angehören, wie beispielsweise die Eingliederungshilfe für Menschen mit 
Behinderungen. Mit über 13 Mrd. Euro macht diese etwa ein Drittel der Sozialausgaben und das Dreifache der Grundsicherungskosten aus. „Die Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die nicht alleine von den Kommunen geschultert werden kann. Wir werden dieses Thema deshalb weiter auf die Gesprächsagenda mit unseren Bundespolitikern setzen“, so Kehle.
Neue Spielräume bei der Kreisumlage 

Im Jahr 2012 wird - zurückgehend auf die Steuern aus dem Jahr 2010 - die Steuerkraftsumme der Landkreise wieder ansteigen. Bei gleich bleibenden Kreisumlagehebesätzen, steigt die Kreisumlage dann automatisch. Darüber hinaus erhalten die Landkreise 2012 vom Bund Mittel aus der ersten Tranche der Grundsicherung im Alter. Der Gemeindetag sieht deshalb wieder Potential, die Kreisumlagehebesätze zu senken. „Wenn die Finanzierung der Kreisaufgaben gesichert ist, gibt es keinen Grund, Städte und Gemeinden mit einer unangemessen hohen Kreisumlage zu belasten“, sagt Verbandschef Kehle. (Siehe Grafik Entwicklung der Kreisumlage)
Bund winkt schon mit dem nächsten Steuergeschenk, das die Kommunen belasten wird 
Wenig Verständnis hat Gemeindetagspräsident Kehle für die in der Bundespolitik in den letzten Wochen diskutierten Steuerentlastungen. Das mit der Mai-Steuerschätzung prognostizierte Steuerwachstum habe manchen Politikern offenbar den Kopf vernebelt. In Zeiten der anhaltenden Euro-Krise, der milliardenschweren Rettungspakete sowie aufgrund der Hinweise, dass die Konjunktur in Deutschland im nächsten Jahr wegen der aktuell schwächelnden US- Wirtschaft an Fahrt verlieren wird, sind breit angelegte Steuersenkungen fehl am Platz. „Selbst die Mehrheit der Bürger ist der Meinung, dass der Staat zusätzliche Einnahmen nutzen sollte, um Schulden abzubauen“, sagt Roger Kehle und verweist auf eine Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Forsa im Auftrag des Stern, in der sich nur 19 Prozent der Befragten für eine Steuerentlastung und 40 Prozent dagegen ausgesprochen haben. „Die Bürgerinnen und Bürger haben längst erkannt: Bund, Länder und Kommunen müssen auch in Zukunft ihre Aufgaben erfüllen können“, bemerkt Kehle. 
Neue Landesregierung sollte sich vom Wort auf den Weg zur Tat machen

Auch in Richtung der neuen Landesregierung sendet der Gemeindetag eine klare Botschaft. „Schon um die vielfältigen Aufgaben zu erfüllen, die ihnen bisher obliegen, sind die Städte und Gemeinden finanziell am 
Limit. Es geht daher nicht, dass die Landesregierung weiter neue Aufgabenpäckchen schnürt, ohne deren Finanzierung mit uns zu klären“, so der Gemeindetagspräsident. Städte und Gemeinden würden sich Neuerungen zwar nicht prinzipiell verschließen, allerdings erwarteten sie von der Landesregierung die strikte Einhaltung der Konnexität. Insbesondere beim Ausbau der Betreuung der Kinder unter 3 Jahren sowie bei der verbindlichen Umsetzung des Orientierungsplans müssten vonseiten des Landes klare Finanzierungsaussagen kommen. Andernfalls bliebe den Kommunen nur der Weg vor den Staatsgerichtshof. „Wenn die Landesregierung glaubt, mit den angekündigten 350 Mio. Euro aus der Erhöhung der Grunderwerbsteuer wäre der Ausbau von Bildung und Betreuung finanziell in trockenen Tüchern, hat sie sich ziemlich verrechnet. Damit kommen wir nicht allzu weit“, warnt Kehle. Der Gemeindetag erwartet auch ein klares Bekenntnis des Landes zur weiteren Absenkung der Vorwegentnahme aus der Kommunalen Finanzausgleichsmasse (FAG). „Bisher haben wir in Gesprächen mit der neuen Landesregierung zwar immer wieder gehört, wie wichtig die finanzielle Entlastung der Kommunen sei und dass ein neuer Pakt mit den Kommunen geschlossen werden soll. Diesen Worten müssen nun aber auch Taten, und damit klare Aussagen dazu folgen, wie viel Geld uns das Land zur Verfügung stellt“, so Kehle. 
Starkes Signal nach Brüssel: Adäquate Strukturförderung für Baden-Württemberg 
Noch viel zu erledigen, so der Gemeindetag, gebe es für die neue Landesregierung bei der EU in Brüssel. Derzeit wird dort die Förderpolitik ab 2014 geplant. Baden-Württemberg müsse in der nächsten Förderperiode eine adäquatere, d.h. höhere Strukturförderung erhalten als bisher. Herausforderungen wie der demografische Wandel, der Klimawandel, fehlende Breitbandversorgung oder der Ärztemangel machen auch vor Baden-Württemberg nicht Halt. „Wir müssen jede Chance nutzen, um gleichwertige Lebensbedingungen in Städten und Gemeinden auf dem Land zu bewahren“, so Roger Kehle. Aus diesem Grund lehnt es der Gemeindetag auch strikt ab, die EU-Strukturförderung von vorneherein auf Metropolregionen zu beschränken. 
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